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Seite 1   –  AUS DER REGION

KLEINE GEMEINDE, 
GROSSE WIRKUNG 

Die Politische Gemeinde Braunau 
ist mit 900 Einwohnern die kleinste 
Gemeinde in der WPO-Region und 
selbstsicher wie wir sind, die wich-
tigste Gemeinde. Selbstverständ-
lich profitieren wir als kleinste Ge-
meinde von den Möglichkeiten des 
WirtschaftsPortalOst (WPO). Sei dies 
bezüglich der Vernetzung unter den 
Gemeinden inkl. der Wirtschaft oder 
der Teilhabe an WPO-Projekten, wel-
che wir selbst gar nicht umsetzen 
könnten. So möchte ich als Beispiel 
das Projekt der externen Kinderbe-
treuung erwähnen, welches wir als 
Gemeinde nutzen und als Angebot 
für die Einwohnerinnen und Ein-
wohner von Braunau zur Verfügung 
stellen. 
Selbstverständlich profitieren wir, 
als kleinste Gemeinde, nicht nur von 
WPO. Gerne darf von einer kleinen 
Gemeinde auch gelernt werden. Als 
kleine Gemeinde suchen und finden 
wir jeweils «einfache» und «kurze» 
Wege und somit Lösungen und re-
agieren schnell auf Änderungen. 
Dies hängt sicher mit dem «direkte-
ren» Draht zu Bevölkerung und Wirt-
schaft zusammen. Nicht, dass eine 
grosse Gemeinde dies nicht hat. Es 
liegt in der Natur der Sache, dass wir 
als kleine Gemeinde, den Wind direk-
ter spüren, ungefiltert und manch-
mal auch mit voller Wucht. 
Schlussendlich geht es jedoch nicht 
darum, dass wir als kleine Gemeinde 
besser sind als eine Grosse und um-
gekehrt. Es geht darum, dass wir ge-
meinsam als WirtschaftsPortalOst 
unsere Vorteile für die Region hervor-
heben und gemeinsam für eine Sache 
einstehen. Dies egal, ob es sich um 
ein kleines Anliegen handelt oder um 
ein grosses. Wenn wir diese Haltung 
leben, entwickeln wir die Lebens- und 
Arbeitsregion Wil weiter – denn wir 
profitieren alle voneinander.

 www.wirtschaftsportal-ost.ch

David Zimmermann
Gemeindepräsident Braunau

Mehr Straftaten und starke Zunahme  
der Cyberkriminalität im Thurgau

Die Kantonspolizei Thurgau zieht Bilanz für das Jahr 2024.

Kanton – Die Kantonspolizei Thurgau 
hat ihre Kriminalstatistik für das Jahr 
2024 veröffentlicht – mit gemischten 
Ergebnissen. Zwar blieb der Kanton 
unter dem nationalen Kriminalitäts-
durchschnitt, doch die Gesamtzahl 
der Straftaten ist um sieben Prozent 
gestiegen. Insbesondere die Cyberkri-
minalität nimmt stark zu, während 
klassische Delikte wie Fahrzeugein-
brüche deutlich zurückgingen. Insge-
samt wurden im Thurgau im vergan-
genen Jahr 14’010 Straftaten gemäss 
Strafgesetzbuch registriert – das sind 
rund sieben Prozent mehr als 2023. 
Zum Vergleich: In der ganzen Schweiz 
lag der Anstieg bei acht Prozent. Die 
sogenannte Häufigkeitszahl, welche 
die Anzahl Straftaten pro 1’000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner misst, 
stieg im Thurgau von 45 auf 47.5. Da-
mit bleibt der Kanton weiterhin unter 
dem Schweizer Durchschnitt von 62.9.

Weniger schwere Gewalt
Mit 1’226 registrierten Gewaltstraf-
taten wurde ein Anstieg um 14 Pro-
zent verzeichnet. Gleichzeitig ging 
die Zahl schwerer Gewaltdelikte um 
12 Prozent zurück – entgegen dem 
nationalen Trend, wo ein markanter 
Anstieg, um fast 20 Prozent zu ver-
zeichnen war. Im Thurgau wurden 
ein vollendetes und drei versuchte 
Tötungsdelikte registriert. Die Zahl 
der Tätlichkeiten stieg hingegen 

deutlich um 23 Prozent auf 428 Fälle, 
während die einfachen Körperverlet-
zungen leicht zurückgingen. Gewalt 
und Drohungen gegen Behörden und 
Beamte nahmen leicht zu – 75 Fälle 
wurden gemeldet, darunter 20, bei 
denen Polizeikräfte betroffen waren. 
Besonders erfreulich: Die Aufklä-
rungsrate bei Gewaltdelikten liegt bei 
fast 90 Prozent. Alle vier Tötungsde-
likte sowie 26 von 29 Fällen schwerer 
Körperverletzung konnten aufgeklärt 
werden – ein Beleg für die professio-
nelle Arbeit der Kantonspolizei.

Cyberkriminalität weiter auf  
dem Vormarsch
Massiv zugenommen hat die Cyber-
kriminalität: Mit 1’659 registrierten 
Fällen ergibt sich ein Anstieg um 49 
Prozent. 95 Prozent dieser Delikte 
fallen unter die Cyber-Wirtschaftskri-
minalität. Besonders der neue Straf-
tatbestand «Identitätsmissbrauch» 
sorgte für einen markanten Zuwachs 
– 236 Fälle wurden seit dessen Ein-
führung im September 2023 erfasst. 
Auch die Möglichkeit, gewisse Cyber-
delikte seit Februar 2024 online über 

Suisse ePolice anzuzeigen, dürfte zur 
höheren Fallzahl beigetragen haben. 
Die Polizei warnt eindringlich: Die 
digitale Transformation bringt neue  
Risiken – einfache Schutzmassnah-
men wie starke Passwörter oder der 
kritische Umgang mit verdächtigen 
Nachrichten sind wichtiger denn je.

Vermögensdelikte dominieren weiterhin
Zwei Drittel aller Straftaten im Thur-
gau betreffen das Vermögen. Insge-
samt wurden 9’287 Vermögensdelikte 
registriert – ein leichter Anstieg um 
1 Prozent. Deutlich zurückgegangen 
sind hingegen Fahrzeugeinbruchdieb-
stähle (–61 Prozent) und Diebstähle 
aus Fahrzeugen (–28 Prozent). Dies 
ist unter anderem dem gezielten Vor-
gehen gegen sogenannte «Fälleler» zu 
verdanken – durch Patrouillen, Kon-
trollen und Prävention. Die Zahl der 
Einbruchdiebstähle stieg hingegen 
um 30 Prozent auf 706 Fälle, bleibt 
aber weiterhin deutlich unter dem 
Niveau von vor zehn Jahren. Positiv: 
Die Raubdelikte gingen um 45 Pro-
zent zurück. Wie bereits in den Vor-
jahren wurden auch 2024 mehr Straf-
taten von Personen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit begangen als von 
Schweizerinnen und Schweizern. Der 
Anteil lag bei 58 Prozent ausländische 
und 42 Prozent schweizerische Tatver-
dächtige.
� Jan Isler  n

Bei erfolgreichen Ermittlungen zu einer Serie von Einbruchdiebstählen in Baustellen-Container 
stellte die Kantonspolizei Thurgau gemeinsam mit weiteren Strafverfolgungsbehörden hochwertige 
Maschinen und Geräte im Wert von mehreren hunderttausend Franken sicher. 

Kanton Thurgau mit Rekorddefizit 
Die Erfolgsrechnung der Thurgauer Staatsrechnung 2024 schliesst zum zweiten Mal in Folge negativ ab. 

Kanton Thurgau – Mit einem Auf-
wandüberschuss von 121.7 Millionen 
Franken schliesst die Staatsrechnung 
2024 33.8 Millionen Franken schlech-
ter als budgetiert ab. Hauptgründe 
dafür sind Spitalkosten, Ergänzungs-
leistungen, Sonderpädagogik und 
Energieförderung.  Zum zweiten Mal 
in Folge schliesst der Kanton Thurgau 
die Staatsrechnung mit einem Auf-
wandüberschuss ab. Davon überrascht 
war Regierungsrat Urs Martin, Chef 
des Departementes für Finanzen und 
Soziales, indes nicht, wie er an einer 
Medienkonferenz sagte: «Bereits 
im Budget 2024 sind wir von einem 
deutlichen Defizit ausgegangen. Und 
auch der Trend in der Mitte des Jah-
res zeigte klar in diese Richtung.» Mit 
einem Aufwandüberschuss von 121.7 
Millionen Franken schliesst die Rech-
nung 2024 nochmals 33.8 Millionen 
Franken schlechter ab als budgetiert. 
Immerhin konnten in der zweiten 
Jahreshälfte noch Verbesserungen 
erzielt werden.  Durch den negativen 
Abschluss zeigen auch andere Finanz-
kennzahlen nach unten: Das Nettover-
mögen halbiert sich innerhalb eines 
Jahres beinahe. Es reduziert sich von 
530 Millionen Franken auf 298 Millio-
nen Franken und der Selbstfinanzie-
rungsgrad beträgt -218 Prozent. 

Die beeinflussbaren Kosten sind  
unter Kontrolle
Zum negativen Ergebnis beigetragen 
haben sowohl die Einnahmen- als auch 

die Ausgabenseite. Wobei Urs Martin 
betonte, dass «die durch den Regie-
rungsrat und die Verwaltung direkt be-
einflussbaren Kosten budgetkonform 
und unter Kontrolle sind». Das betrifft 
den Personal- und den Sachaufwand. 
Der Transferaufwand liegt hingegen 45 
Millionen Franken über dem Budget. 
Dies sind insbesondere Spitalkosten, 
Ergänzungsleistungen, Sonderpäda-
gogik und Energieförderung. Auch er-
tragsseitig blickt der Kanton Thurgau 
auf ein schwieriges Jahr zurück. Der 
Fiskalertrag liegt 7 Millionen Fran-
ken unter Budget, hauptsächlich auf-
grund der tieferen Einnahmen bei der 

Erbschafts- und Schenkungssteuer so-
wie der Handänderungssteuer. Die aus-
gebliebene Ausschüttung der Schwei-
zerischen Nationalbank (SNB) sowie 
der teilweise Ausgleich der Zahlungen 
aus dem Finanzausgleich (NFA) haben 
keine Auswirkung auf die Erfolgs-
rechnung, weil die fehlenden Erträge 
durch Entnahmen aus der SNB- und 
der NFA-Schwankungsreserve auf-
gefangen werden. Allerdings gehen 
die Reserven somit weiter zurück. 
Mit einem Nettoinvestitionsvolumen 
von 83.2 Millionen Franken wurde 
das angestrebte Ziel von 106.1 Millio-
nen Franken um 22 Prozent verfehlt. 

Verschiedene Projekte mussten zeitlich 
verschoben werden (Verzögerungen 
bei der Baubewilligung, witterungs-
bedingten Anpassungen etc.). «Das 
ist nicht in unserem Sinn», betonte 
Urs Martin. «Wir wollen und müssen 
auch in Zukunft in die Entwicklung des 
Kantons investieren. Dafür benötigen 
wir aber mehr finanzielle Mittel als wir 
derzeit zur Verfügung haben.»

Massnahmen sind bereits eingeleitet
Der Finanzierungsfehlbetrag von 
-264.6 Mio. Franken ist das bisher 
schlechteste Ergebnis des Kantons 
Thurgau. «Der Abbau von Nettover-
mögen bereitet dem Regierungsrat 
grosse Sorgen. Zudem weisen wir seit 
längerem darauf hin, dass wir Ge-
fahr laufen, die Vorgaben des Finanz-
haushaltsgesetzes zu verletzen. Da 
der Grosse Rat keine Steuererhöhung 
wollte, müssen wir nun schauen, wie 
wir den Staatshaushalt anders auf 
Kurs bringen können. Denn der In-
vestitionsbedarf bleibt hoch, sodass 
der Kanton Thurgau bereits mit dem 
Abschluss des laufenden Jahres in eine 
Nettoschuld geraten könnte», sagte 
Urs Martin. Der Regierungsrat hat 
bereits Massnahmen eingeleitet: Ak-
tuell wird die im Januar 2024 verab-
schiedete Finanzstrategie überarbeitet 
und eine Aufgaben- und Verzichtspla-
nung wird aufgegleist. «Wir werden im 
April informieren, wie wir vorgehen», 
sagte Urs Martin.
� Kanton Thurgau n

Regierungsrat Urs Martin, Chef des Departementes für Finanzen und Soziales (rechts), sowie  
Urs Meierhans, Leiter der Finanzverwaltung, präsentieren die Jahresrechnung 2024.




